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Mitteilung Berlin, den 7. Oktober 2025 

 Die 9. Sitzung – öffentlich – des 
Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz 
findet statt am 
Mittwoch, dem 15. Oktober 2025, 14:30 Uhr 
Berlin, Paul-Löbe-Haus, Saal 2.600 

Sekretariat 
Telefon: +49 30 227-32430 
E-Mail: rechtsausschuss@bundestag.de 

Sitzungssaal 
Telefon: +49 30 227-30303 
 

 

Achtung! 
Abweichende Sitzungszeit! 

  

 

Tagesordnung - Öffentliche Anhörung 

 

 Einziger Tagesordnungspunkt 

Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Entwicklung und 
Erprobung eines Online-Verfahrens in der 
Zivilgerichtsbarkeit 

BT-Drucksache 21/1509 
 
 

  

Federführend: 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 

Mitberatend: 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Digitales und Staatsmodernisierung 
Haushaltsausschuss (mb und § 96 GO) 

Berichterstatter/in: 
Abg. Tijen Ataoğlu [CDU/CSU] 
Abg. Fabian Jacobi [AfD] 
Abg. Daniel Rinkert [SPD] 
Abg. Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] 
Abg. Christin Willnat [Die Linke] 
 
 

Die Liste der Sachverständigen ist im Internet eingestellt unter: 
https://www.bundestag.de/ausschuesse/recht-verbraucherschutz/sitzungen/1108220-
1108220 
 
Carsten Müller, MdB 
Amtierender Vorsitzender 
 
Interessierte können die Anhörung am Mittwoch, dem 15. Oktober 2025, 14:30 Uhr, live im Parlamentsfernsehen bzw. auf 

der Website des Bundestages unter www.bundestag.de verfolgen. Sie steht anschließend in der Mediathek zur Verfügung. 

Sollten Sie eine persönliche Teilnahme an der öffentlichen Anhörung wünschen, informieren Sie sich bitte über das hierzu 

erforderliche Anmeldeverfahren unter https://www.bundestag.de/ausschuesse/recht-verbraucherschutz/sitzungen 

https://dserver.bundestag.btg/btd/21/015/2101509.pdf
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